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Finanzvertrag idF v. 30« März 1955, BGBH II 301, 381, Art<>8; 
Truppenvertrag, BGBl 1955 II 405, Art«44; RVO § 898; Ges« 
über die erweiterte Zulassung von Schadensersatzansprüchen 
bei Dienst- und Arbeitsunfällen v« 7* Dezember 1943«, RGBl 
I 674, § 1

Ein Deutscher, der als Angehöriger einer zivilen Dienstgruppe 
der US-Stationierungs-Streitkräfte auf einem Fahrzeug dieser 
Dienstgruppe zu seiner Dienststelle fahrend, dadurch einen 
Arbeitsunfall erleidet, daß sein Fahrzeug von einem Dienst“ 
fahrzeug einer anderen militärischen Einheit der US-Streit- 
kräfte angefahren wird, kann über die ihm gewährten Leistun- 
gen aus der Unfallversicherung hinaus keine Schadensersatz­
ansprüche gegen die Bundesrepublik geltend machen«

BGH«, Urto V« 24o Oktober I960 - III ZR 142/59 - OLG Frankfurt/M«



Ill ZR 142/59
»rkündet am 24« Oktober I960 
Seheibl, Justizsekretär 
als Urkundsbeamter der

Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s
In dem Rechtsstreit

der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch den Bundesmini­
ster der Finanzen, dieser vertreten durch den Hessischen Minister 
der Finanzen, dieser wiederum vertreten durch die Oberfinanzdirek­
tion Frankfurt a.M., Adickesallee 32,

Beklagten, Berufungsbeklagten und Revisionsklägerin,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br»

gegen
den Angestellten Hans T , M f l H ^ w e g ^ l K

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

hat der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die mündliche 
Verhandlung vom 24. Oktober I960 unter Mitwirkung des Senatspräsi­
denten Prof.Br. Geiger sowie der Bundesrichter Dr.Weber, Dr.Arndt, 
Gähtgens und Keßler

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des 
lo Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Frankfurt 
am Main vom 4. Juni 1959 aufgehoben.
Die Berufung des Klägers gegen das Urteil der 
4« Zivilkammer des Landgerichts in Frankfurt am 
Main vom 20» Februar 1958 wird zurückgewiesen.
Der Kläger hat die Kosten beider Rechtsmittelver­
fahren zu tragen.

Kläger, Berufungskläger und Revisionsbeklagten

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Der Kläger, ein Deutscher, war als Werkmeister bei thder 4018 Labor Service Company, einer zivilen Dienst- 
gruppe der in der Bundesrepublik stationierten USA-Streit- 
kräfte tätig. Er ließ sich - neben dem Fahrer sitzend - 
am 29«. Oktober 1956 von einem mit Sitzbänken ausgestatte­
ten Lastkraftwagen seiner Dienststelle zu seinem Arbeits­
platz in Eschborn mitnehmen. Ein auf Dienstfahrt befind- 
lieber Soldat *5 Armored Infantry Battalion
der USA-Streitkräfte fuhr auf der Rheingau-Allee in Frank­
furt am Main bei einer Verkehrsstockung mit seinem Last­
kraftwagen auf den vor ihm fahrenden Lastkraftwagen auf, auf 
dem der Kläger saß, Bei diesem Zusammenstoß, den 3 | H D  
fahrlässig verschuldet hat, erlitt der Kläger eine Gehirn­
erschütterung und mehrere Rippenbrüche. Die Hessische Aus­
führungsbehörde für Unfallversicherung hat den Unfall des 
Klägers als Arbeitsunfall im Bereich der Stationierungs­
macht anerkannt und ihm Zahlungen geleistet.

Das Amt für Verteidigungslasten in Frankfurt a«Main 
hat den ihm am 3. Dezember 1956 eingereichten Antrag des 
Klägers, ihm 2.500 DM als Schmerzensgeld und 300 DM für 
Verdienstausfall zu zahlen, mit Bescheid vom 6. August 1957, 
dem Kläger zugestellt am 13. August 1957, mit der Begrün­
dung abgelehnt, der Kläger habe auf jener Fahrt seinem 
Unternehmer, der Stationierungsmacht, gegenüber nicht am 
allgemeinen Verkehr teilgenommen und habe deshslb, da 
vorsätzliche Herbeiführung des Unfalls durch die Statio­
nierungsmacht oder deren Repräsentanten, den Soldaten 
Brosky, strafgerichtlich nicht festgestellt sei, nach 
§§ 898, 899 RVO über die ihm nach den Bestimmungen der 
Reichsversicherungsordnung zustehenden Ansprüche hinaus 
keinerlei Ansprüche, die er aus dem Straßenverkehrsgesetz 
oder aus AmtsPflichtverletzung herleiten könnte.

Gegen diese Entscheidung hat der Kläger innerhalb 
der in Art.8 Abs«10 des Finanzvertrages (FV) gesetzten
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Ausschlußfrist von zwei Monaten am 11» Oktober 1957 Klage 
erhoben mit dem Antrag, die beklagte Bundesrepublik zu 
verurteilen, ihm ein angemessenes Schmerzensgeld - etwa 
loOOO DM - und 90 DM Ersatz für Auslagen zu zöhlen, die 
ihm durch Fahrten zur ärztlichen Behandlung, zur Polizei 
und zum Amt für Verteidigungslasten entstanden seien.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen• Sie 
ist der Auffassung, daß der Anspruch des Klägers vom Amt 
für Verteidigungslasten mit zutreffender Begründung abge­
wiesen worden sei und bestreitet überdies den Anspruch auf 
Auslagenersatz nach Grund und Hohe. Auch hält sie ein 
Schmerzensgeld von 1.000 DM für übersetzt.

Bas Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das Beru­
fungsgericht hat die Klagansprüche dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt und den Rechtsstreit zur Entschei­
dung über die Höhe an das Landgericht zurückverwiesen. Mit 
der Revision verfolgt die Beklagte ihren Antrag auf Klag­
abweisung weiter. Der Kläger bittet, die Revision zurück­
zuweisen .

Entscheidungsgründe s

1) Grundlage des geltend gemachten Schadensersätzen- 
is ist der auf Grund des Gesetzes vom 24. März 1955 

(BGBl 1955 II 213) nach der Bekanntmachung vom 5. Mai 1955 
(BGBl 1955 II 628) an diesem Tage 12.00 Uhr in Kraft ge­
tretene Finanzvertrag vom 26. Mai 1952, in der gemäß Liste 
III zu dem am 23. Oktober 1924 in Paris Unterzeichneten 
Protokoll Über die Beendigung des Besatzungsregimes in der 
Bundesrepublik Deutschland geänderten Passung (BGBl 1955 
II 381). Denn der Schaden ist nach dem 5. Mai 1955 im 
Bundesgebiet infolge einer Handlung des Soldaten 
entstanden, der Mitglied der im Bundesgebiet stationier­
ten US-Streitkräfte war uhd seinen Lastkraftwagen, ein US-
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Dienstfahrzeug in Erfüllung seiner dienstlichen Verpflich­
tungen fuhr» Das hat die zuständige Behörde der US-Streit- 
kräfte gemäß § 3 Anh«B FV bescheinigt» B ^ p p 9  Handlung 
gil.t nach Art»8 Abs, 2 a FV als Handlung der Streitkräfte» 
Infolge derartiger Handlungen entstandene Schäden sind ge­
mäß den Vorschriften des Art, 8 FV zu behandeln und dürfen 
nur gemäß diesen Vorschriften geltend gemacht werden»

2) Der Anspruch ist entsprechend Art, 8 Abs,6 FV vom 
Kläger innerhalb von 90 Tagen nach Kenntnis vom Schaden 
geltend gemacht worden* und zwar gemäß Art» 8 Abs»7 in Ver­
bindung mit § 1 Anhang B FV bei dem zuständigen Amt für Ver­
teidigungslasten (Verwaltungsabkommen des Bundesministers 
der Finanzen mit den Länder regier ungen vom 23«. März 1953* 
MinBl 1953*763 und dem Erlaß des Hessischen Ministers der 
Finanzen vom 27» Januar 1956), Hach Mitteilung der den Ent­
schädigungsanspruch ablehnenden Entscheidung des Amtes für 
Verteidigungslasten ist die Klage innerhalb von zwei Monaten 
gegen die Deutsche Bundesrepublik erhoben worden* wie das
in Art» 8 Abs»10 FV vorgesehen ist» Die Vertretung der 
Bundesrepublik durch den Hessischen Minister der Finanzen 
und dessen Vertretung durch die Oberfinanzdirektion Frank­
furt am Main entspricht dem Erlaß des Bundesministers der 
Finanzen vom 280 Juli 1955 (MinBIFin 1955*739)» Die Frage, 
ob nicht die Arbeitsgerichte zur Entscheidung zuständig 
seien* hat das Berufungsgericht im Hinblick auf § 528 ZPO 
mit Hecht ungeprüft gelassen.

3) Bei der Entscheidung, ob und inwieweit für Schä­
den, die durch Handlungen der Streitkräfte verursacht wor­
den sind, Entschädigung zu zahlen ist. sind die Vorschrif­
ten des deutschen Rechtes zu berücksichtigen, nach denen 
sich die Haftung der Bundesrepublik unter sonst gleichen 
Umständen bestimmen würde (Art»8 Abs»4 FV), Das sind ein­
mal die Bestimmungen über die Halterhaftung in § 7 StVG, 
zum anderen, da der Schaden durch Fahrlässigkeit des auf 
einer Dienstfahrt befindlichen Soldaten verursacht
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worden ist, die Bestimmungen in §§ 839, 847 BGB io Vom«
Art„34 GG. Denn es ist so anzusehen, als ob an dem Scha­
densfall bei sonst gleichem Geschehensablauf nicht aus- 
3.ändische Streitkräfte, sondern die eigenen Streitkräfte 
der Bundesrepublik beteiligt gewesen wären (Erläuterungen 
des Bundesministers der Finanzen zu dem Entschädigungs­
recht bei Stationierungsschäden, Vorbenu Ziff»3 (2) MinBIFin 
1957»694y698; Palandt BGB 19»Aufl. S*2015 Annul zu Arte8 
AbSo4 FV; Wussow, Iruppenvertrag und Finanzvertrag 1958 
S.68)o

Wäre der Kläger im Verhältnis zum Schädiger und dem 
Ersatzpflichtigen ein betriebsfremder Dritter, dann wäre 
der Klaganspruch dem Grunde nach unbedenklich gerechtfer­
tigte Hierüber herrscht zwischen den Parteien kein Streit«

II. Die Besonderheit des vorliegenden Falles besteht je­
doch darin, daß der Kläger zur Zeit seines Unfalles im 
Dienst der US-Streitkräfte stand und daß ein nach der Reichs- 
Versicherungsordnung entschädigungspflichtiger und entschä­
digter Arbeitsunfall im Sinne der §§ 537, 546 RVO vorliegt 9/ 
wie die zuständige Versicherungsbehörde, das Gericht nach 
§ 901 RVO bindend, entschieden hat» Aus diesem Sachver­
halt folgert die Beklagte unter Hinweis auf § 898 RVO, 
daß eine Verpflichtung zum Ersatz des hier in Rede ste­
henden, durch die Leistungen der Unfallversicherung nicht 
gedeckten Schadens nicht bestehe.

1) Durch §§ 898, 899 RVO werden der Unternehmer und 
die ihm Gleichgestellten von allen Schadensersatzansprü­
chen des Versicherten einschließlich der Schmerzensgeld­
ansprüche (BGHZ 3,298) befreit, von der hier nicht vorlie­
genden Ausnahme strafgerichtlicher Feststellung der vor­
sätzlichen Herbeiführung des Schadens abgesehen. Die Be­
freiung ist der Ausgleich für die gesetzliche Haftung des 
Unternehmers gegenüber dem Versicherungsträger, der dem 
Geschädigten eine zwar begrenzte, aber sichere Entschädi-
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gung gewährt» Diese Befreiung tritt aber nur dann ein, 
wenn der zum Schadensersatz "nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften" Verpflichtete der Unternehmer des Betrie­
bes ist, in dem der Versicherte den Arbeitsunfall erlit­
ten hat«, Es fragt sich hier also, wer der Unternehmer im 
Sinne von § 898 RVO ist, und wer der Rechtsträger ist, 
der nach dem Einanzvertrag für den entstandenen Schaden 
Entschädigung zu leisten hat» Rur wenn beide identisch 
sind, greift § 898 RVO Platz»

a) Die Versicherungsbehörde hat den Unfall als Ar­
beitsunfall "im Bereich der Stationierungsmacht" anerkannt«* 
Nach herrschender Auffassung wird mit der Entscheidung der 
Versicherungsbehörde darüber, ob ein entschädigungspflich­
tiger Unfall vorliegt, und von welchem Versicherungsträ­
ger die Entschädigung zu gewähren ist (§ 901 RVO;, zugleich 
mit bindender Wirkung für die ordentlichen Gerichte ent­
schieden, in welchem Betrieb sich der Unfall ereignet hat 
und wer demnach der Betfiebsunternehmer im Sinne von § 898 
RVO ist,(BGHZ 8,330,532 mit weiteren Nachweisen; Lauter- 
bach, Unfallversicherung 2.Aufl. § 901 Anm*!7jo Das bedeu­
tet im vorliegenden Palle, daß als Unternehmer des Betrie­
bes, als dessen Arbeitnehmer der Kläger auf dem Weg zu 
seiner Arbeitsstelle verunglückt ist, die ÜSA-Stationie- 
rungsmacht bezw» deren in der Bundesrepublik stationier­
ten Streitkräfte anzusehen sind, nicht die beklagte Bundes­
republik, wieöda* Kläger meint»

b) Das Ergebnis ist kein anderes, wenn man unter den 
besonderen, durch die Pariser Verträge geregelten Verhält­
nissen in der Entscheidung der Versicherungsbehörde, daß 
ein "Arbeitsunfall im Bereich der Stationierungsmacht” 
vorliege, noch nicht die bindende Entscheidung sehen will, 
daß die US-Streitkräfte der Unternehmer seien* Dazu ist
zu bemerken:

Das Arbeitsverhältnis der im Dienst der Stationie- 
rungsstreitkräfte arbeitenden Deutschen ist in Art»44 des
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sog* Truppenvertrages (BGBl 1955 II 521) geregelt* Die 
strittige Präge, ob die Bundesrepublik oder die Streit­
kräfte als Arbeitgeber zu gelten haben,., ist dabei bewußt 
offen gelassen worden (Kutscher, Bonner Vertrag, 1952,
Anm. zu Art* 44 Abs.IV bis VXX TrV).

Das Bundesverwaltungsgericht hat in Urteilen vom 
27o Januar 1954 (JR 1954,515) und vom 27» September 1957 
(NJW 1958,(?82) die Besatzungsmacht in Bezug auf die bei 
ihr beschäftigten zivilen Arbeitskräfte als Unternehmer 
im Sinne von § 898 RVO angesehen, ebenso das Bundesar­
beitsgericht in BAG 5,150,156* Derselben Ansicht sind 
Pretz3ch/Schalkhäuser/Rechenberg, Das Recht der Arbeit­
nehmer bei den Streitkräften, 1955 S.26,27; Beitzke, inss 
besondere in der Anmerkung zum Nachschlagewerk des Bundes­
arbeitsgerichts AP Nr.11 zu Art.44 TrV; Reichel, Bundes- 
arbeitsblatt 1956,217)*

Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat in BGHZ 
20,501 die Auffassung vertreten, daß hinsichtlich der deut­
schen Arbeitskräfte bei der britischen Besatzungsmacht Un­
ternehmer die Bundesrepublik sei. Daran hat ».er in bewuß­
ter Abweichung von dem erwähnten Urteil des Bundesverwal­
tungsgerichtes vom 27 * Januar 1954 in seinem Urteil VI ZR 
99/56 vom 18. Oktober 1957 (VeraR 1957,818 ■ NJW 1958,182) 
festgehalteno Dabei war dem VI. Zivilsenat insbesondere 
die Erwägung wesentlich, daß eine exterritoriale Militär­
macht, die einerseits am ArbeiteVerhältnis finanziell un­
interessiert sei und andererseits der deutschen Rechtsord­
nung und damit auch den in § 898 RVO vorausgesetzten 3cha- 
densersat2ansprüchen nicht unterliege, nicht wohl als Un­
ternehmerin im Sinne dieser Bestimmung angesehen werden 
könne, und zwar umso weniger, als die Bundesrepublik die 
Pflicht zur Leistung der SozialVersicherungsbeiträge er­
fülle. Beide Entscheidungen des VI. Zivilsenates beziehen 
sich auf Unfälle aus der Zeit des Besatzungsregimes. Nach



3

dessen Beendigung durch den Vertrag über die Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Drei Mäch­
ten (sogo Deutschlandvertrag - BGBl 1955 II 305) und unter 
der Geltung des Truppen- und Finanzvertrages treffen die 
Erwägungen des VI. Zivilsenates nicht mehr zu,

PUr die Richtigkeit der Auffassung, daß die Streit­
kräfte Arbeitgeber der bei ihnen beschäftigten zivilen Ar­
beitskräfte sind, spricht folgendes:

Die Tätigkeit der zivilen Arbeitskräfte und der zivi­
len Dienstgruppen bei den Streitkräften gilt nicht als Tä­
tigkeit im deutschen öffentlichen Dienst (Art.44 Abs«, 4 
Art.45 AbSo3 TrV). Zwar obliegt die Festsetzung der den 
einzelnen Arbeitsverhältnissen zugrundeliegenden Arbeits­
bedingungen einschließlich der Löhne, sowie gegebenenfalls 
der Abschluß von Tarifverträgen und die Regelung des Ent­
lohnungsverfahrens den deutschen Behörden jedoch nur im 
Einvernehmen mit den Behörden der Streitkräfte £<Arto44 
Abs.5 TrV). Auch haben die Behörden der Streitkräfte ge­
genüber den zivilen Arbeitskräften die Befugnis zur Ein­
stellung, Zuweisung des Arbeitsplatzes, Ausbildung, Ver­
setzung, Kündigung und Entgegennahme von Kündigungen. Damit 
liegen die wesentlichen Rechte und Pflichten eines Arbeit­
gebers bei den Behörden der Streitkräfte, insbesondere das 
unter dem Gesichtspunkt der Betriebsunfallgefahr wesent­
liche Recht zur Zuweisung des Arbeitsplatzes (Arto44 Abs.6 
TrV). Kennzeichnend, wenn auch nicht entscheidend, ist fer­
ner, daß die Lohn- und Gehaltsbeträge für die zivilen Ar­
beitskräfte einschließlich des Arbeitgeberanteils der So­
zialversicherung und der nach deutschem Recht zu zahlenden 
Prämien zur gesetzlichen Unfallversicherung nach Art.12 
Abs„4 PV zu Lasten der Mittel für den Unterhalt der Streit­
kräfte gehen, die vertragsgemäß den Stationierungsstreit­
kräften zur Verfügung stehen. Daß es seit dem 6. Mai 1955 
die ausländischen Streitkräfte sind, die für die bei ihnen 
beschäftigten deutschen Arbeitskräfte die Prämien zur gesetz-
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liehen Unfallversicherung zahlen, wird in den Bundeshaus­
haltsplänen ausdrücklich hervorgehoben (Bundeshaushalts■=• 
plan 1959? Einzelplan 35, Teil C, Kap» 3511 a, Erläuterung 
zu Titel 63 - ebenso im Entwurf für I960)»

______ _ \Die Bestimmung in Art» 44 Abs.8 TnVv daß /Ansprüche' der 
Arbeitnehmer aus der Beschäftigung bei den Streitkräften 
sich gegen die Bundesrepublik richten und der deutschen 
Arbeitsgerichtsbarkeit unterliegen, hat nur die Bedeutung, 
daß die Bundesrepublik in Prozeßstandschaft für die Streit­
kräfte aufzutreten hat (vgl» Pretzsch/Sehalkhäuser/Rechen« 
berg, Das Recht der Arbeitnehmer bei den Streitkräften,
1955 S.26,27). Es gilt insoweit dasselbe, was unten hin« 
sichtlich der Schadensersatzklage nach Art.8 AbSolO FV aus« 
zuführen ist» Aus der Vorschrift in Art»44 Abs»8 TrV läßt 
sich also nicht herleiten, daß die Bundesrepublik der Ar­
beitgeber der zivilen Arbeitskräfte und der Unternehmer 
der ‘'Betriebe" wäre, in denen sie arbeiten»

2) Sind nach Vorstehendem die Streitkräfte hinsicht­
lich der zivilen Arbeitskräfte und Dienstgruppen Unterneh­
mer im Sinne von § 898 RVO, so ist - wie eingangs bemerkt - 
weiterzufragen, ob sie auch die zur Leistung der Entschädi­
gung gemäß Art» 8 FV Verpflichteten sind, wenn es sich um 
den Ersatz für Unrechtshandlungen handelt, ob also inso­
weit Unternehmereinheit besteht. Wenn die Bundesrepublik, 
also eine andere Rechtspersönlichkeit als der arbeitgebende 
Unternehmer, insoweit entschädigungspflichtig wäre, würde 
ihre Berufung auf § 898 RVO ausgeschlossen sein, denn sie 
ist sicher nicht "Unternehmer" der Truppe, der Brosky an­
gehörte. Schuldner der Entschädigungsansprüche sind jedoch 
die Streitkräfte, gegen-die sich die Ansprüche materiell 
richten:

a) Dafür spricht zunächst schon, daß in der ursprüng­
lichen Passung des Pinanzvertrages die Entscheidung darüber.
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ob und inwieweit Entschädigung zu zahlen sei, den Dienst­
stellen der Streitkräfte obliegen sollte, denen die deut­
schen Behörden nur Ermittlungshilfe leisten und einen Vor- 
schlag untorbreiten sollten (Arte8 Abs„4,8,9 FV)„ Daß die 
Y/ahrnehmung der in Art.8 AbSo9 FV vorgesehenen Aufgaben 
in § 1 Anh.B zum Einanzvertrag fUr die Streitkräfte der 
Vereinigten Staaten von Amerika auf die Bundesrepublik 
übertragen worden ist, ändert nichts daran, daß Schuld­
ner der Entschädigungsansprüche die Streitkräfte sind.

Gegenteiliges ist auch nicht aus der Vorschrift des 
Art.8 Abs.10 FV zu folgen, wonach der Anspruchsberechtigte, 
der mit der Abweisung seines Anspruchs nicht einverstanden 
ist, bei den ordentlichen deutschen Gerichten Klage gegen 
die Bundesrepublik erheben kann. Es handelt sich auch 
hier um einen Fall der Frozeßstandschaft, bei welcher ein 
materiell nicht Beteiligter im Prozeßverfahren für den 
materiell Beteiligten auftritt. Daß die Streitkräfte 
Schuldner der Entschädigung sind, dafür spricht auch die 
Vorschrift in § 4 Anh.B zum Finanzvertrag, wonach den 
Streitkräften eine Abschrift der Klage zu übersenden ist, die 
sich am Prozeß nach Maßgabe des Art«8 Abs.12 FV beteili­
gen können. Einer solchen Vorschrift bedürfte es nicht, 
wenn die Entschädigungspflicht nicht zu Lasten der Streit­
kräfte ginge.

b; Daß die Streitkräfte der Schuldner sind, ergibt 
sich insbesondere aus der auf Grund des Art.8 Abs.14 FV 
in § 7 Anh.B getroffenen Regelung, daß 75 v„H. des von der 
zuständigen deutschen Behörde oder vom deutschen Gericht 
zuerkannten Entschädigungsbetrages zu Lasten der im Rahmen 
des Finanzvertrages für den Unterhalt der Streitkräfte zur 
Verfügung gestellten Mittel gehend Wenn die übrigen 25 v.H. 
des Entschädigungsbetrages danach von der Bundesrepublik 
getragen werden, so kann das hur dahin verstanden werden, 
daß insoweit ein Beitrag geleistet wird, und es sich nur 
um eine Regelung im Innenverhältnis zwischen Streitkräften
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und Bundesrepublik handelt, die an der Schuldnerstellung 
der Streitkräfte dem Geschädigten gegenüber nichts ändert 
(vglo dazu Bundeshaushaltsplan 1956, Einzelplan 35, Kap* 
5505, Tit.306 Stationierungsschäden betreffend und Erläu­
terung zu Kap*3511 a Tit «322, wo die Verbuchung des von den 
Streitkräften zu leistenden Anteils von 75 v.H, geregelt 
istj‘.

c) Die Auffassung, daß sich der Entschädigungsanspruch 
gegen die Streitkräfte richtet und die Bundesrepublik le­
diglich in Prozeßstandschaft für diese auftritt, wird nicht 
nur im Erlaß des Bundesministers der Finanzen vom 25 o Juni 
1957 Teil I Ziffo6 (MinBIFin 1957,694) vertreten, sie v/ird 
auch von Wussow, Truppenvertrag und Finanzvertrag, 1958 
So67,83, und von Danckelmann in seiner Anmerkung zu einem 
die gleiche Auffassung vertretenden Urteil des Oberlandes­
gerichts Frankfurt vom 24« Oktober 1957 in NJW 1958,1305 
geteilt, zu ihr neigt auch Palandt, BGB 19«Auflo Stationie­
rungsschäden, Einleitung Anm.4 b. Beiläufig sei in diesem 
Zusammenhang bemerkt, daß es eines Hinweises auf die bloße 
Prozeßstandschaft der Bundesrepublik im Kopf und Antrag 
von Klagen der vorliegenden Art nicht bedarf»

Aus Vorstehendem ergibt' sich, daß zwischen dem “Unter­
nehmer” des “Betriebes", in dem der Kläger tätig war, und 
dem Rechtsträger der ihm nach Maßgabe des Art.8 FV auf Grund 
deutschen Rechtes Schadensersatz zu leisten hat, Gleich­
heit der Rechtspersönlichkeit besteht, so daß der Haftungs- 
ausschluß nach § -898 RVO in Frage kommen kann»

IIIo Ein Ausschluß der Schadensersatzansprüche des Klä­
gers aus seinem Arbeitsunfall nach § 898 RVO tritt jedoch 
nicht ein, wenn dieser Arbeitsunfall bei der Teilnahme am 
allgemeinen Verkehr eingetreten ist (§1 Abs.2 des Geset­
zes über die erweiterte Zulassung von Schadensersatzan­
sprüchen bei Dienst- und Arbeitsunfällen vom 7* Dezember 
1943 - RGBl 1943,674).



-  12

1) Das Berufungsgericht, das die Frage, ob der Unfall 
des Klägers ein Arbeitsunfall ist und ob die Streitkräfte 
als Unternehmer anzusehen sind, offenläßt, hält diese Ge­
setzesbestimmung im vorliegenden Falle für anwendbar. Es 
begründet seine Auffassung wie folgt:

Eine Teilnahme am allgemeinen Verkehr liege immer dann 
vor, wenn zwischen dem Unfall und der Berufstätigkeit des 
Betroffenen lediglich ein loser Zusammenhang bestehe, und 
der grundsätzliche Ausschluß der Haftung des Unternehmers 
und der ihm in § 899 RVO Gleichgestellten daher unbillig 
wäre. Hach dem Grundgedanken des Erweiterungsgesetzes müsse 
der Verletzte die Gefahren und Schäden innerhalb seines 
ihm zugewiesenen Tätigkeitsbereiches in gewissem Umfang ? 
entschädigungslos in Kauf nehmen, er könne aber- vollen Er­
satz beanspruchen, wenn er in einen anderen Gefahrenkreis 
gei’ate und dort einen Unfall erleide. Der Kläger sei hier 
durch die Beschäftigungsbehörde kraft der ihr in Art.44 
Abs.6 des Truppenvertrages verliehenen Weisungsbefugnis 
in einen Tätigkeitsbereich hineingestellt worden, der nur 
innerhalb des Gefahrenkreises der Beschäftigungsbehörde, 
der Labor Service Company, liegen könne5 Aus der völker­
rechtlich anerkannten Sonderstellung der einzelnen Beschäf­
tigungsbehörden der Streitkräfte folge zwangsläufig, daß 
diese Behörden auch zueinander als voneinander verschiede­
ne "Betriebe” bezw.."Verwaltungen" in Erscheinung träten. 
Sei die "Behörde" der Streitkräfte, welcher ange­
hörte, dem Kläger gegenüber eine fremde, dann sei der Un= 
fall des Klägers im Verhältnis zum Schädiger bezw. dessen 
Behörde als außerhalb des "Betriebes" liegend und deshalb 
als bei der Teilnahme am allgemeinen Verkehr geschehen an­
zusehen. Damit stehe fest, daß der Kläger unbeschadet der 
Vorschrift des § 898 RVO auch dann Schad6nsersat«ansprUche 
aus seinem Arbeitsunfall geltend machen könne, wenn sich 
der Unfall gegenüber seiner eigenen Behörde nicht bei der 
Teilnahme am allgemeinen Verkehr ereignet habe, was dahin­
gestellt bleiben könne.
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2) Die Revision der beklagten Bundesrepublik wendet 
sich gegen die Auffassung des Berufungsgerichts, daß die 
"Behörde1' des Klägers und die "Behörde" B ^ | ^ s  verschie­
dene Behörden seien. Wenn in BGHZ 17*65 zu § 1 Absd Er- 
weiterungsG die Abgrenzung verschiedener "Öffentlicher 
Verwaltungen" nach dem organisatorischen Aufbau der Ver­
waltung vorgenommen worden sei und nach den Gefahrenkrei­
sen der verschiedenen Verwaltungszweige auch bei ein und 
demselben Verwaltungs-Rechtsträger, so könne daraus für 
den vorliegenden Fall nichts gewonnen werden«. Denn die ver 
schiedenen Einheiten einer Armee könnten nicht als "ver­
schiedene Verwaltungen" bezeichnet werden«,

5) Das Berufungsgericht konnte von seinem Standpunkt 
aus, daß der Unfall des Klägers bei der Teilnahme am all­
gemeinen Verkehr eingetreten sei, mit Recht offenlassen, 
ob es sich um einen Arbeitsunfall handele und ob die Sta­
tionierungsmacht Unternehmer sei, weil auch bei Bejahung 
dieser Fragen eine Haftungsbeschränkung nach § 898 RVO ge­
mäß § 1 AbSo2 des Erweiterungsgesetzes ausschiedeo Der 
Standpunkt des Berufungsgerichtes kann jedoch nicht ge­
teilt werden:

a) Im Verhältnis zur Labor Company stellte die Fahrt 
des Klägers auf dem Lastwagen dieser Kompanie einen inner­
betrieblichen Vorgang dar. Gerade als Angehöriger dieser 
Kompanie nahm der Kläger an der Fahrt des dieser gehören­
den Dienstfahrzeuges teil und das mit dem Ziel, zu seiner 
Arbeitsstätte zu gelangen. In Fällen dieser Art wird all­
gemein angenommen, daß im Verhältnis zum eigenen Betrieb 
des Verunglückten Teilnahme am allgemeinen Verkehr auch 
dann nicht vorliegt, wenn der Verkehr sich auf öffentli­
cher Straße abspielt (vgl. amtliche Begründung zu § 1 des 
Erweiterungsgesetzes, DJ 1944,21; Geigel, Der Haftpflicht­
prozeß, 8oAufl« S„503 ff und Wussow, Das Unfallhaftpflicht 
recht, 6.Aufle 1957 TZ 1225 ff, beide mit zahlreichen 
Nachweisen; hier vergleichbar insbesondere BGHZ 8,331?
337 ) *
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b) Es ist jedoch anerkannten Rechtes, daß der Begriff 
der Teilnahme am allgemeinen Verkehr ein relativer ist 
(vgl, Pagendarm, Zeitschrift für Beamtenrecht, 1959,382 
Abschn»4)o

In BGHZ 17,65 hatte der Senat Uber Schmerzensgeldan­
sprüche eines Gendarmeriebeamten gegen ein Land zu befin­
den, der auf einer Dienstfahrt beim Zusammenstoß mit einem 
Fahrzeug einer Fahrbereitschaft desselben Landes auf öffent­
licher Straße einen Unfall erlitten hatte. Er hat dort 
ausgeführt, daß die Polizeiverwaltung und die Verkehrsver­
waltung, obwohl demselben Rechtsträger, dem Land, zugehö^ 
rig, verschiedene "öffentliche Verwaltungen" im Sinne des 
§ 1 Abs.l ErweiterungsG seien. Ob der Gendarmeriebeamte 
im Verhältnis zu seiner eigenen Verwaltung am allgemeinen 
Verkehr teilgenommen hatte, hat der Senat offengelassen,
Im Verhältnis zur Verkehrsvervfaltung handele es sich, so 
wird ausgeführt, um Teilnahme am allgemeinen Verkehr, Die 
Frage, ob der Schadensersatzanspruch gegen eine andere als 
die eigene Verwaltung des verletzten Beamten gerichtet sei, 
müsse danach entschieden werden, ob es sich um eine Stelle 
handele, die demselben Gefahrenkreis zuzurechnen sei, in 
dem der Beamte stehe» Auch innerhalb derselben öffentlich- 
rechtlichen Körperschaft seien verschiedene Gefahrenkreise 
und damit verschiedene öffentliche Verwaltungen zu unter­
scheiden» Für die Abgrenzung der einzelnen öffentlichen 

- Verwaltungen könne in der Regel auf den organisatorischen 
Verwaltungsaufbau abgestellt werden. Unter öffentlichen 
Verwaltungen müßten die verschiedenen Verwaltungszweige 
der einzelnen öffentlich-rechtlichen Körperschaften ver­
standen werden, die nach dem Aufbau der Verwaltung ein be­
stimmtes Maß an Selbständigkeit besäßen und im Verhältnis 
zueinander als voneinander verschiedene Verwaltungen in 
Erscheinung träten.



- 1 5  -

c) Was in dieser Entscheidung gesagt ist, bezieht 
sich auf § 1 AbSol des Erweiterungsgesetzes«, In der amtli­
chen Begründung zum Erweiterungsgesetz wird ausgeführt, 
daß in gleicher Weise wie hinsichtlich des Begriffes der 
Öffentlichen Verwaltung in § 1 Abs.l dieses Gesetzes, so 
auch im Bereich der reichsgesetzlichen Unfallversicherung 
hinsichtlich des Begriffes des Unternehmers zugunsten der 
Arbeiter und Angestellten im öffentlichen Bienst die ver­
schiedenen öffentlichen Verwaltungen einzeln und gesondert 
zu behandeln seien« So könne z.B« ein Arbeiter der Wehrmachts 
Verwaltung, der als Fußgänger auf dem Heimweg von seiner 
Arbeitsstätte durch ein Kraftfahrzeug seiner eigenen oder 
einer anderen Reichsverwaltung angefahren werde, künftig 
in beiden Fällen Ansprüche auf Schadensersatz geltend ma- 
chen«

Mit diesem Beispiel, das das Berufungsgericht anführt, 
ist hier nichts gewonnen« Denn es ist dort der eigenen Ver­
waltung - Wehrmachts Verwaltung - eine andere Reichsverwal­
tung gegenübergestellt« Überdies war der Heimweg des Fuß­
gängers von der Arbeitssätte zwar Arbeitsunfall, aber auch 
der eigenen Wehrmachtsverwaltung gegenüber bei Teilnahme am 
allgemeinen Verkehr erlitten« Hier aber handelt es sich um 
eine einzige Verwaltung, die der Streitkräfte, und es fragt 
sich, ob innerhalb dieser einheitlichen Verwaltung mehrere 
"Verwaltungszweige" als verschiedene öffentliche Verwaltun­
gen anzusehen sind»

4) Wendet man - damit den Ausführungen in der Begrün­
dung zum Erweiterungsgesetz folgend - die in BGHZ 17*65 zu
§ 1 Absd ErweiterungsG entwickelten Grundsätze auf den vor­
liegenden Fall an, in dem die Anwendbarkeit des § 1 Abs«2
des Erweiterungsgesetzes zu prüfen ist, so stellt sich die
Frage, ob die Einheit einer anderen "Verwaltung4 * * * * * * 11
oder einem anderen "Unternehme.n" angehörte, als die Labor
Company des Klägers, obwohl Rechtsträger beider Einheiten 
die US-Besatzungsmacht ist.



a) Organisatorisch gesehen handelt es sich bei der
Beschäfti^ungsbehörde des Klägers, der Labor Company, die
dem Headquarter Northern Area untersteht, ebenso um einen
Teil der US-Stationierungsstreitkräfte, wie bei dem Batta-thlion das der 7 US-Army unterstehte Beide Glie­
derungen unterliegen der Kontrolle des Commander-in-Chief, 
USAREUR, Wenn auch beide "Organisationen” unabhängig - 

independently - voneinander handelten - acted wie das 
Berufungsgericht der Mitteilung der Army Claims Office vom 
14o Mai 1959 entnimmt, so dienen sie doch beide der Erfül­
lung der Aufgabe, die den USA-Streitkräften in Deutschland 
im ganzen obliegt * Die Annahme des Berufungsgerichtes, daß 
die beiderseitigen Aufgaben dieser Einheiten in keinem Zu­
sammenhang miteinander stünden, widerspricht der Mitteilung 
vom 14o Mai 1959, wo es heißt: "The missions of these tv/o 
organizations are not related, other than the overall mission 
of the US Army in Germany,"

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang die Vor­
schrift in Art,8 Abs,2 a FV, wonach Handlungen von Perso­
nen, die bei den Streitkräften gemäß Art,44 oder 45 des 
Truppenvertrages beschäftigt sind, bei der Erfüllung ihrer 
dienstlichen Verpflichtungen als Handlungen der Streitkräf­
te anzusehen sind. Das ist kennzeichnend für ihre Einglie­
derung in die Streitkräfte* Der Zusammenhang zwischen den 
Aufgaben der zivilen Dienstgruppen und den Aufgaben der 
Streitkräfte im ganzen wird, insbesondere deutlich durch 
Art,45 {2 a) des Truppenvertrages, Dort werden Maßnahmen 
für erforderlich erklärt, die gewährleisten sollen, daß bei 
der in Aussicht genommenen Auflösung der aus Deutschen be­
stehenden zivilen Dienstgruppen die Stärke und Schlagkraft 
der Streitkräfte infolge der Auflösung nicht beeinträch­
tigt werde. Das läßt erkennen, wie die Aufgaben der Dienst­
gruppen und der Streitkräfte verzahnt sind,

b) Stellt man - worauf in BGHZ 17,65 entscheidendes 
Gewicht gelegt ist - auf den Gefahrenkreis ab, in den die
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zivilen Dienstgruppen und deren einzelnen Arbeitskräfte 
durch die Behörden der Streitkräfte nach Art,44 Abs*6 TrV 
hineingestellt sind, so kann nicht übersehen werden, daß 
die Dienstgruppen, deren Haupttätigkeit auf dem Gebiet des 
Transportwesens, des Bauwesens und des Wachtdienstes liegt 
(Reichel, BArbBl 1956,648) notwendig in häufige Berührung 
mit anderen Teilen der Streitkräfte kommen müssen., So 
beispielsweise bei der Abholung von Material durch die 
Truppe aus bewachten Lagern, beim Transport von Gütern 
zur Truppe und bei Bewachung der Truppenunterkünfte„ Ge­
fährdung von Seiten der Streitkräfte her, denen die Dienst­
gruppen mit ihrer Arbeitskraft dienen, gehört gerade zur 
Eigenart ihrer Tätigkeit® Eine Aufspaltung der Streit«* 
kräfte in verschiedene "Verwaltungen” oder "Unternehmun­
gen" mit verschiedenen Gefahrenkreisen wird den tatsäch­
lichen Gegebenheiten nicht gerecht (vgl® auch MinBIFin 
1957*694 Erläuterungen vom 256 Juni 1957 Vorbenu Ziffer 
5(3): Die Streitkräfte jeder beteiligten Macht gelten mit 
allen ihren Dienststellen und Einheiten als ein Unternehmer1«

5) Sind die Labor Company des Klägers und die Truppe 
Broskys auf demselben sachlichen Arbeitsgebiet
tätig, dem der Verteidigung, gehören sie ein- und dersel­
ben Organisation, den Streitkräften, an, und treten sie im 
Verhältnis zueinander nicht als voneinander verschiedene 
Verwaltungen auf, dann kann nicht die Rede davon sein, daß 
der Unfall des Klägers zwgr im Verhältnis zu seiner Dienst­
stelle, nicht bei der Teilnahme am allgemeinen Verkehr ein­
getreten sei, wohl aber im Verhältnis zur Truppe

Es kann in dieser Beziehung keinen Unterschied machen, 
ob eine den Angehörigen einer Dienstgruppe schädigende, in 
Erfüllung dienstlicher Verpflichtung erfolgte Handlung ge­
rade von einem Mitglied einer solchen Einheit der Streit­
kräfte ausgegangen ist, welcher die Arbeitsleistung der 
Dienstgruppen im besonderen dient oder von einem Mitglied 
der Streitkräfte, mit dem der Verletzte, wie hier, nur 
zufällig im Straßenverkehr zusammengeraten ist.
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IV» Aug vorstehenden Ausführungen in Abschnitt III er­
gibt sich, daß die Bestimmung in § 1 Abs»2 des Erweite­
rungsgesetzes hier nicht anwendbar ist» Bann hat es sein 
Bewenden dabei, daß § 898 RVO der Geltendmachung des IClag« 
anspruches entgegensteht, wie oben in Abschnitt II darge­
legt worden ist« Demnach ist der Revision stattzugeben, das 
angefochtene Berufungsurteil aufzuheben und unter Zurück­
weisung der Berufung des Klägers das klagabweisende Urteil 
des Landgerichtes wiederherzustellen»

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 ZPO»

Dr»Geiger Dr»Weber Br»Arndt
Gähtgens Keßler
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